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Zusammenfassung

Die Corona-Pandemie begründet die wahrscheinlich 
schwerste Herausforderung für das Überleben der EU, wie 
wir sie kennen. Das schiere Ausmaß ihrer wirtschaftlichen 
und politischen Folgen bedeutet, dass die europäischen 
Staats- und Regierungschefs nicht einfach zu ihrer ge-
wohnten Art des inkrementellen Krisenmanagements zu-
rückkehren können. Allein wird Deutschland die EU nicht 
retten können. Aber die Zukunft der europäischen Integ-
ration hängt mehr denn je von deutscher Führung ab. In 
vielen Teilen Europas gilt Deutschland seit langem als die 
„unverzichtbare Macht“ der EU. Die Deutschen sollten sich 
daher dem „europäischen Imperativ“ verpflichten: Sein 
Handeln in den kommenden Monaten sollte Deutschland 
vor allem danach bewerten, ob es die Fähigkeit der EU 
stärkt, sich wirtschaftlich und politisch zu erholen, und ob 
es die EU in die Lage versetzt, zu einem glaubwürdigeren 
internationalen Akteur zu werden, der in der Lage ist, seine 
Werte, seine Interessen und seine Souveränität in einem 
zunehmend rauen Sicherheitsumfeld zu schützen.

Die Möglich-Macher-Macht
Deutschlands europäischer Imperativ

Tobias Bunde und Sophie Eisentraut
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Seit etwa einem Jahrzehnt befindet sich die EU in einem dauerhaften Krisen-
modus. Die Finanz- und Wirtschaftskrise stellte die Euro-Architektur in Frage 
und löste bis heute andauernde Debatten über nationale fiskalische Verant
wortung und europäische Solidarität aus. Der Krieg in Syrien zeigte, dass Euro-
pa nicht in der Lage war, einen Konflikt vor den Toren Europas zu beenden, 
der Hunderttausende das Leben kostete und zu großen innereuropäischen 
Spannungen führte, nachdem immer mehr Flüchtlinge nach Europa kamen. 
Der Krieg in der Ukraine machte deutlich, dass militärische Gewaltanwendung 
kein Phänomen der Vergangenheit ist, und entblößte den teils desaströsen Zu-
stand der europäischen Streitkräfte.1 Er offenbarte zudem, dass Europa ohne 
die Unterstützung der USA nicht in der Lage wäre, sich gegen eine größere 
militärischen Aggression zu verteidigen.2 Die Entscheidung des Vereinigten 
Königreichs, die EU zu verlassen, machte die Annahme obsolet, die europäi
sche Integration sei eine Einbahnstraße, die unweigerlich auf eine „immer en-
gere Union“ hinführte. In den meisten EU-Mitgliedstaaten haben nationalisti-
sche und populistische Kräfte Sitze im Parlament erobert und die Grenzen 
des politischen Diskurses verschoben. In einigen Ländern, in denen sie in 
der Regierung sitzen, haben sie europäische Grundwerte ausgehöhlt und die 
Rechtsstaatlichkeit untergraben – und der EU fällt es bis heute schwer, dar-
auf zu antworten. Obgleich diese Krisen unterschiedliche Ursachen besitzen, 
haben sie sich doch oft gegenseitig verstärkt und den ehemaligen Präsiden-
ten der Europäischen Kommission, Jean-Claude Juncker, dazu verleitet, von 
Europas „Polykrise“ zu sprechen.3

Mehr als nur ein weiteres Teilchen in der europäischen „Polykrise“

Die Corona-Pandemie ist jedoch mehr als nur ein weiteres Teilchen in dieser 
Polykrise. Mit ihr sind die Gefahren für die Einheit Europas gewachsen und 
sie hat globale Entwicklungen verstärkt, die europäische Handlungsfähigkeit 
verlangen, aber auch vor große Herausforderungen stellt. Somit steht die EU 
an einer kritischen Wegmarke.4 Die Entscheidungen, die europäische Akteu-
re in den kommenden Wochen und Monaten treffen, dürften die Entwicklung 
des europäischen Projekts auf lange Sicht prägen: „Wie die EU von heute 
mit der Krise umgeht, wird die Union von morgen bestimmen. Wenn sich na-
tionalistische Antworten durchsetzen, wird der Nationalismus auch allgemein 
erfolgreich sein – und das europäische Projekt akut bedrohen.“5 Das ist der 
Albtraum, den Deutschland um jeden Preis verhindern muss.

Dafür muss Deutschland jedoch einen Gang hochschalten. Das Ausmaß der 
politischen und ökonomischen Pandemiefolgen macht es unmöglich, Krisen-
management auf die gewohnte – und von Europa wie Deutschland bislang 
bevorzugte – Weise zu betreiben: technokratische, kleinteilige und inkremen-
telle Kriseneindämmung statt nachhaltiger Krisenlösung. Denn die „fragilen in-
stitutionellen Kompromisse“6 der letzten Jahre geraten unter dem Eindruck der 
Pandemie zunehmend ins Wanken. Und angesichts des von COVID-19 ver-
ursachten Leids wird Krisenmanagement, das auf starke Signale der Solidarität 
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verzichtet und erlaubt, dass „wieder einmal die Technik die Politik überlagert“7, 
zu einer Gefahr für das gesamte europäische Projekt.

Glücklicherweise fungierte die Pandemie aber auch als Weckruf für die deut-
schen Eliten, indem sie die deutsche Abhängigkeit von Europa in den Fokus 
rückte. „Denn wir wissen, dass es auch Deutschland auf Dauer nur dann gut 
geht, wenn es auch Europa gut geht“, hielt Bundeskanzlerin Angela Merkel 
jüngst fest.8 Das mag zunächst als gewöhnliche deutsche EU-Rhetorik an-
muten. Im Zuge der Pandemie aber hat diese Beobachtung den Charak-
ter einer kollektiven Erkenntnis angenommen: Ohne ein starkes Europa – 
ein Europa, das einig, wirtschaftlich stark und im Angesicht globaler Krisen 
handlungsfähig ist – werden Deutschlands Wohlstand, Deutschlands Sicher-
heit und Deutschlands Möglichkeiten, globale Probleme zu lösen, rapide 
abnehmen.

„Unser stärkstes, unser elementarstes nationales Interesse“

Neuere Studien verdeutlichen, in welchem Maße Deutschland direkt von der 
europäischen Integration profitiert. Sie zeigen, dass Deutschland einer der 
größten Nutznießer der gemeinsamen Währung und des Binnenmarktes ist.9 
Auf Deutschland entfällt mehr als ein Fünftel der Exporte innerhalb der EU 
( siehe Abbildung 1). Und der uneingeschränkte Handel mit seinen euro-
päischen Partnern erhöht das Pro-Kopf-Einkommen der Deutschen um etwa 
1.000 Euro pro Jahr.10 Das heutige Deutschland ist ausschließlich von be-
freundeten Staaten umgeben. Die meisten von ihnen sind der NATO und der 
EU beigetreten, den für Deutschland wichtigsten (sicherheits-)politischen In-
stitutionen. Deutschland hat sich so sehr an dieses Privileg gewöhnt, dass 
es manchmal zu vergessen scheint, dass Stabilität und Frieden in Europa 
nicht immer der Normalzustand waren – und nicht alle europäischen Partner 
Deutschlands die gleiche Sicherheit empfinden.

Die indirekte Abhängigkeit Deutschlands von Europa ist nicht weniger ein-
drücklich: Ohne die Hebelwirkung der EU – des größten Wirtschaftsraums 
der Welt mit etwa 450 Millionen Menschen – wäre Deutschland gar nicht 
in der Lage, die offene, regelbasierte internationale Ordnung zu verteidigen 
oder mitzugestalten, der es einen Großteil seiner Sicherheit und seines Wohl-
stands verdankt. Ohne enge Zusammenarbeit mit seinen europäischen Part-
nern wäre Deutschland den massiven Herausforderungen hilflos ausgeliefert, 
vor denen es gegenwärtig steht. Hierzu zählen der Klimawandel, Migration und 
ein immer härterer Wettbewerb mit illiberalen Großmächten. In einer Zeit, die 
aus der Sicht der Eliten in Moskau, Peking und Washington gleichermaßen 
im Zeichen verschärfter Großmachtkonkurrenz steht, bietet der Nationalstaat 
keine Zuflucht mehr – noch nicht einmal für den größten Mitgliedstaat der EU.

„Europa ist für Deutsch-
land eben nicht nur 
,nice to have‘ und nicht 
nur wichtig, wenn an-
dere Partnerschaften 
verblassen. Es ist unser 
stärkstes, unser ele-
mentarstes nationales 
Interesse.“11

Frank-Walter Steinmeier,
Münchner 
Sicherheitskonferenz,
14. Februar 2020
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Abbildung 1: Warenexporte in andere EU-Mitgliedstaaten,
2019, prozentualer Anteil an gesamten Exporten innerhalb der EU 

Daten: Eurostat. Darstellung: Münchner Sicherheitskonferenz
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Europas Schicksal in deutscher Hand?

Die EU blickt in den Abgrund – und ihre Mitgliedstaaten schauen auf Berlin. 
Ob sich die europäischen Volkswirtschaften von der Pandemie erholen, ob die 
EU auseinanderfällt oder vereint bleibt und ob Europa in der Lage ist, seine 
Fähigkeit zur Bewältigung globaler Bedrohungen zu stärken – vieles davon 
hängt von Entscheidungen ab, die in Berlin getroffen werden. Die deutschen 
Eliten und die deutsche Öffentlichkeit aber haben sich noch nicht daran ge-
wöhnt, dass ihr Land zu einer zentralen Macht innerhalb der EU geworden 
ist. Auch wenn Beobachter aus dem Ausland den Einfluss Deutschlands oft 
überschätzen, kann man guten Gewissens festhalten, dass für die Deutschen 
das Gegenteil gilt: Die Bedeutung ihres Landes verkennen sie in der Regel. 
Sie sind erstaunt (und bisweilen auch etwas verängstigt) über die drastisch 
gewachsene Nachfrage nach deutscher Führung. Und sie sind verblüfft an-
gesichts der Sorge vor deutscher Dominanz – vielleicht sogar der Furcht vor 
einer Rückkehr der „deutschen Frage“13 –, welche die massiven Erwartungen 
an Deutschlands für gewöhnlich begleiten. Denn das, was in einigen Staaten 
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als erfolgreiche deutsche Führung in Krisenzeiten gilt, wird in anderen Staaten 
eindeutig kritisch gesehen ( siehe Abbildung 2).

Abbildung 2: Zustimmung zur Arbeit der Bundesregierung, 2006 – 2019, Prozent

EU Visegrád ‚Allianz des europäischen Südens‘ ‚Sparsame Vier‘

Daten: Gallup World Poll. Darstellung: Münchner Sicherheitskonferenz

20192018201720162015201420132012201120102009200820072006
20

30

40

50

60

70

80

14

In gewisser Weise ist die Herausforderung, vor der Deutschland jetzt steht – 
wenngleich auf viel niedrigerem Niveau – dieselbe, mit der die Vereinigten 
Staaten seit Jahrzehnten hadern: Wie viel Führung ist zu viel – und wie viel 
Führung ist wiederum nicht genug? Aus diesem Dilemma aber gibt es keinen 
Ausweg. Der Modus nahezu kontinuierlichen Krisenmanagements, in den sich 
Europa vor etwa zehn Jahren begab, hat die Nachfrage nach Führung in der 
EU deutlich gesteigert. Gewachsen ist der Bedarf an entschlossenem Han-
deln, wenn die europäischen Verträge keine eindeutigen Verfahren anbieten, 
an der Fähigkeit Brücken zu bauen, wenn die Gräben innerhalb der EU un-
aufhörlich wachsen, und an der Bereitschaft, für Stabilität zu sorgen und jene 
öffentlichen Güter bereitzustellen, an denen es in Krisenzeiten mangelt.15

Doch das Angebot an Führung ist knapp. Nach Ansicht vieler Beobachter 
kommt Deutschland in Krisenmomenten eine Schlüsselrolle zu. Auf Deutsch-
land entfällt mehr als ein Fünftel des BIP und die größte Bevölkerung der EU. 
Zudem ist die COVID-19-Pandemie nicht die erste Krise der jüngsten Zeit, die 
Deutschland bislang besser überstanden hat als viele seiner europäischen 
Partner. So hat die Finanzkrise Frankreich besonders hart getroffen und ein 
Ungleichgewicht im deutsch-französischen Motor geschaffen, unter dem auch 
Europa leidet. Und mit dem Brexit kehrt eine führende europäische Macht der 
EU nun einfach den Rücken.

Mit Macht und Einfluss geht auch Verantwortung einher. Doch allzu oft hat 
sich Berlin in den letzten Jahren damit begnügt, anderen zu sagen, was es 
nicht will. Die Regierung schien mehr damit beschäftigt, Vorschläge aus Paris 
und anderen Hauptstädten zu ignorieren oder abzuwehren, als eigene einzu-
bringen. Auf der Münchner Sicherheitskonferenz 2020 – gefragt, ob er von den 
Deutschen frustriert sei – gab der französische Präsident Emmanuel Macron 



7

Die Möglich-Macher-Macht� Juli 2020

zu, er sei „ungeduldig“, weil Berlin zu seinen EU-Reformvorschlägen schwei-
ge. Der tatsächliche oder vermeintliche Unwillen Deutschlands, Anregungen 
anderer aufzugreifen, ist aus Sicht vieler in Europa deshalb besonders proble-
matisch, weil Berlin es bislang versäumt hat, eine eigene Vision für die Zukunft 
Europas zu entwickeln.

In Europa gilt Deutschland weithin als die „unverzichtbare Macht“ der EU.17 
Es ist an der Zeit, dass Deutschland handelt und – statt sie zu behindern – 
jene Initiativen ermöglicht, die Europa dringend braucht. Kurz gesagt: Berlin 
muss proaktiver, visionärer und europäischer werden. Ein Deutschland, das es 
versäumt, eine aufgeklärte Führungsrolle zu übernehmen, das ambitionierte 
europäische Pläne verhindert oder allenfalls in Schneckentempo vorantreibt, 
wird die europäische Krise nur noch verstärken und riskiert damit die Existenz 
der EU.

Der europäische Imperativ

Laut Henry Kissinger sollten politische Entscheidungen von zwei Kernfragen 
geleitet werden: „Was versuchen wir zu erreichen?“ und „Was versuchen wir zu 
verhindern?“18 Für Deutschland sind die Antworten auf beide Fragen klar: Was 
wir um jeden Preis verhindern müssen, ist, dass Europa zerfällt und damit der 
Weg für die Rückkehr des Nationalismus geebnet wird, der im vergangenen 
Jahrhundert zweimal Krieg über den Kontinent brachte. Was wir erreichen wol-
len, ist ebenso klar: Wir wollen ein Europa, das in der Lage ist, sein politisches, 
wirtschaftliches und gesellschaftliches Modell in der Welt zu verteidigen.

Deshalb muss Deutschland jetzt einen „europäische[n] Imperativ”19 zur Grund-
lage seiner politischen Entscheidungen und seines Handelns machen. Dies 
erfordert, wie Außenminister Heiko Maas es kürzlich formuliert hat, „europäi-
sche Interessen als nationale Interessen zu begreifen, nationale Interessen 
auch europäisch zu denken – und natürlich auch entsprechend zu handeln.“20 
All sein Handeln muss Berlin daran messen, ob es Europa hilft, sich von der 
Krise zu erholen und Europas Werte, Interessen und Souveränität in der Welt 
zu verteidigen.

Leider ist Deutschland in den vergangenen Jahren nicht immer dem europäi-
schen Imperativ gefolgt. Wie in anderen Hauptstädten auch dachte man in 
Berlin in den ersten Stunden der Pandemie eher national als europäisch.21 Dies 
führte zu Grenzschließungen und Exportverboten für medizinische Schutzaus-
rüstung. Einige Wochen später aber bewies Deutschland europäische Solidari-
tät, flog französische und italienische Corona-Patienten aus, um sie in deut-
schen Krankenhäusern zu behandeln, und spendete Beatmungsgeräte und 
viele Tonnen medizinischer Ausrüstung an betroffene europäische Länder.22 
Vielleicht kann dieses verspätete, aber doch so wichtige europäische Enga-
gement als ein Zeichen gelten, dass Berlin für ein „europäisches Deutschland” 
eintreten will.

„Dies ist nicht der Mo-
ment, um im Kleinen 
zu denken oder zu 
handeln. Sondern der 
Moment, um in ein 
ambitioniertes Europa 
zu investieren. [...] 
Deutschlands Rolle 
und Engagement 
waren immer ein Eck-
pfeiler der europäi-
schen Integration; 
daher zählen wir dar-
auf, dass Deutschland 
seine Rolle nun voll 
und ganz wahrnimmt 
[...].“16

Josep Borrell
Konferenz der Leiter der deut-
schen Auslandsvertretungen, 
25. Mai 2020



8

Die Möglich-Macher-Macht� Juli 2020

Europa zusammenhalten

Die Pandemie hat die bisherigen Pläne für die deutsche Ratspräsidentschaft 
obsolet gemacht. Im Zentrum der kommenden sechs Monate, so bewerten 
es deutsche Diplomaten, wird nun vor allem ein Ziel stehen: ein Auseinander-
brechen Europas zu verhindern.23 Denn die Pandemie hat das Potenzial, die 
Gräben zwischen Europas besonders hart getroffenem Süden und den Staa-
ten des Norden weiter zu vertiefen, Spannungen zu Themen wie Migration 
und Rechtsstaatlichkeit zwischen östlichen und westlichen EU-Mitgliedern zu 
schüren und Euroskeptiker überall in der EU weiter zu stärken. Zu diesen inne-
ren Spannungen gesellen sich die Versuche externer Mächte – allen voran von 
Russland und China – die Pandemie auszunutzen, um die europäischen Ge-
sellschaften noch weiter zu spalten.24 Berlin muss mit allen Mitteln verhindern, 
dass Europa daran zerbricht.

Das größte Risiko bergen dabei die asymmetrischen wirtschaftlichen Kosten 
der Pandemie, die zu „langfristiger wirtschaftlicher, finanzieller und sozialer Un-
gleichheit“25 in Europa zu führen drohen. Unter dem Eindruck der Krise und 
enttäuscht von der zunächst zurückhaltenden Unterstützung durch die EU und 
die europäischen Nachbarn, antworteten 52 Prozent der Italiener auf eine im 
März und April 2020 durchgeführte Umfrage, sie sehen China als „freundlicher 
Staat“ – Deutschland und Frankreich hingegen bezeichneten 45 Prozent und 
38 Prozent, respektive, als „feindliche Staaten“.26 Eine andere Umfrage aus 
dem April ergab, dass 49 Prozent der befragten Italiener die EU verlassen 
möchten.27 Vor diesem Hintergrund warnen Beobachter zurecht: „Eine EU 
ohne Großbritannien ist denkbar, eine EU ohne Italien nicht.“28

Was also muss Deutschland tun, um Europa zusammen zu halten? Wel-
che Kosten, Risiken, und Kompromisse sind nötig, um die europäische Wirt-
schaft zu stabilisieren und sicherzustellen, dass sich alle EU-Mitgliedstaaten 
wirtschaftlich erholen? Diese Fragen verlangen eine offene gesellschaftliche 
Debatte – auch wenn sie angesichts gewachsener Politisierung von Euro-
pa-Fragen in Deutschland sicher nicht leicht wird. Im Zentrum müssen das 
Thema Solidarität und die Frage stehen, ob Europa wirklich eine „Schicksals-
gemeinschaft“29 ist. Eben jene Frage stellte Bundespräsident Frank-Walter 
Steinmeier schon im Februar auf der Münchner Sicherheitskonferenz. Nach-
dem die Pandemie auch Europa mit voller Wucht getroffen hat, stellt sie sich 
mit besonderer Dringlichkeit.

Mit ihrem jüngsten Vorstoß zu einem EU-Wiederaufbaufonds hat Angela Mer-
kel, gemeinsam mit Emmanuel Macron, eine erste Antwort auf die Solidaritäts-
frage geliefert – eine Antwort, die nicht wenige als „historisch“30 bezeichnen. 
Die Große Koalition in Berlin hat verstanden, was der italienische Premier-
minister Giuseppe Conte so eindrücklich formulierte: Europa schreibt „gerade 
Geschichte, kein Lehrbuch für Ökonomie“.31 Mit der deutsch-französischen 
Initiative bewies Berlin zudem endlich die Empathie, die es in früheren Krisen 
schmerzlich vermissen ließ.
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Deutschland hat mit dem Vorstoß einen fundamentalen Richtungswechsel 
vollzogen. Es sollte diesen nutzen, um sich ein für alle Mal vom Mythos zu 
verabschieden, den Politiker, Journalisten und die Öffentlichkeit so gerne be-
mühen: Deutschland sei der „Zahlmeister“ Europas. Führende Staaten tragen 
nun einmal besondere Lasten – sie profitieren ja auch in besonderem Maße. 
Viel zu viele Artikel und Reden diskutieren aber den deutschen Beitrag zum EU-
Haushalt, ohne gleichzeitig zu erwähnen, wie stark Deutschland von der euro-
päischen Integration profitiert. Die Kosten, die ein Zerfall Europas für Deutsch-
land besäße, spielen darin schon gar keine Rolle. Dabei hat der Binnenmarkt 
die realen Einkommen der Deutschen 2018 – gegenüber dem Jahr 2014 – um 
fast 120 Milliarden Euro gesteigert, während Deutschland zwischen 2014 und 
2018 jährlich vergleichsweise überschaubare 10 bis 15 Milliarden Euro netto in 
den EU-Haushalt einzahlte.32 Zwar sind solche Berechnungen immer mit Vor-
sicht zu genießen – das Bild, das sich hier abzeichnet, könnte aber deutlicher 
nicht sein: Für Deutschland überwiegen allein die wirtschaftlichen Vorteile der 
europäischen Integration deren Kosten um ein Vielfaches.

Führungsverantwortung zu übernehmen verlangt also ein neues Narrativ zu 
entwickeln, das der deutschen Bevölkerung klarer vermittelt, was Deutsch-
land zur EU beiträgt und welche immensen Vorteile aus seiner Mitgliedschaft 
erwachsen. Nicht das „finanziell Unerwünschte“, das deutsche Politiker gerne 
in den Blick nehmen, muss dabei im Zentrum stehen, sondern das „politisch 
Notwendige“.33 Was die wirtschaftliche Erholung Europas anbelangt, ist dies 
der Großen Koalition in Berlin gerade eindrücklich gelungen. In anderen Be-
reichen, in denen die Europäer uneins sind, darunter der Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik, ist dieser Anspruch aber bislang nicht verwirklicht. Das 
liegt nicht in erster Linie an der deutschen Bevölkerung.34 Interessanterweise 
scheint sich in dieser ein Generationenwandel zu vollziehen, wie ein neuer Be-
richt des Global Public Policy Institute zeigt: So zeichnet sich in der deutschen 
Bevölkerung ein Trend zur zunehmenden Bereitschaft ab, mehr internationale 
Verantwortung zu übernehmen. Besonders deutlich ist diese Entwicklung bei 
den jüngeren Menschen zwischen 18 und 30.35

Deutsche Politiker müssen aber nicht nur der eigenen Bevölkerung den Wert 
Europas besser erklären – sie müssen auch unter den europäischen Part-
nern um Vertrauen für Deutschland werben. Wenn es Deutschland gelingen 
soll, zwischen zutiefst unterschiedlichen europäischen Interessen zu vermitteln 
und jene nachhaltigen Kompromisse zu erwirken, die in Kernbereichen wie 
der Migrations- und Asylpolitik, der Klima- oder der Verteidigungspolitik nötig 
sind, dann muss es auch an seiner eigenen Glaubwürdigkeit arbeiten. Als 
ehrlicher Makler, der im gemeinsamen europäischen Interesse agiert, wird es 
nur dann wahrgenommen, wenn es mit ein paar Mythen gründlich aufräumt.

Während sich die Deutschen gerne für europäische Musterbürger und Vor-
bilder in Sachen Multilateralismus halten, sehen die europäischen Partner noch 
viel Spielraum nach oben. Sie verweisen auf Situationen, in denen Berlin uni-
lateral und ohne Rücksicht auf die Bedürfnisse seiner Partner handelte; in 



10

Die Möglich-Macher-Macht� Juli 2020

denen es kurzfristige Eigeninteressen vor das europäische Gemeinwohl stell-
te; oder in denen es seinen Nachbarn nicht das Gefühl vermittelte, auf Augen-
höhe mit Deutschland zu sprechen. Laut einer aktuellen Umfrage besteht eine 
beträchtliche Kluft zwischen der Selbstwahrnehmung der Deutschen als „soli-
darische Führungsnation“ in Europa und der Außensicht einiger Partner, die in 
Deutschland eher den „selbst-interessierten Hegemon“ sehen.36 Und es sind 
nicht nur die europäischen Partner, die der deutschen Selbstwahrnehmung 
als pro-europäische Avantgarde widersprechen. Auch die Datenlage zeichnet 
ein anderes Bild: So zählt Deutschland nicht erst seit gestern zu jenen EU-
Staaten, denen besonders viele EU-Vertragsverletzungsverfahren anhängen 
( siehe Abbildung 3).

Abbildung 3: Gesamtzahl EU-Vertragsverletzungsverfahren, 2018

Daten: Europäische Kommission. Darstellung: Münchner Sicherheitskonferenz
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Der europäische Imperativ verlangt von Deutschland, die europäischen Folgen 
innenpolitischer Entscheidungen in Zukunft gründlicher zu bedenken, sich mit 
seinen europäischen Partnern enger abzustimmen und mit Blick auf die eige-
nen außenpolitischen Ziele größere Ehrlichkeit und Offenheit walten zu lassen.
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Europas Handlungsfähigkeit stärken: Größer denken, Berlin!

Die Pandemie stellt aber nicht nur die europäische Einheit vor massive Heraus-
forderungen. Wie die Verteidigungsministerinnen und Verteidigungsminister 
Frankreichs, Deutschlands, Spaniens und Italiens kürzlich herausstellten, ver-
stärkt COVID-19 bereits jetzt zahlreiche Krisen und Konflikte.38 Der Bedarf an 
europäischer Handlungsfähigkeit in der Außen- und Sicherheitspolitik steigt 
damit massiv. Europa kann seine Werte und Interessen aber nur dann wirk-
sam verteidigen, wenn Deutschland den europäischen Imperativ ernst nimmt 
und in die Tat umsetzt.

Dafür muss es dem „kleinstaatlichen Denken“39 der Vergangenheit zügig ab-
schwören. Wenn Europa die „Sprache der Macht“40 sprechen soll, wie es all-
seits gefordert wird, kann Deutschland nicht länger eine Politik verfolgen, die 
Brüssels Stimme dämpft, sondern muss jede Chance ergreifen, Europa als 
Megafon zu dienen. Bislang besteht ein Widerspruch zwischen dem deut-
schen Bedürfnis, Europa zu stärken, und dem häufigen Unvermögen der Deut-
schen, (geo-)strategisch und global zu denken. Besondern deutlich war dies 
im Rahmen der deutschen Debatte über das Transatlantische Freihandelsab-
kommen (TTIP), in der kleinteilige innenpolitische Ziele geopolitische Fragen 
völlig überdeckten.41 Die Bedeutung TTIPs für das Ansinnen, transatlantische 
Prinzipien und Normen im globalen Wettbewerb mit illiberalen Staaten wie 
China zu stärken, spielte jedenfalls kaum eine Rolle. Auch die kürzlich wieder 
entflammte Debatte über die nukleare Teilhabe vermittelt den Eindruck, es 
gehe hier ausschließlich um nationale Bedenken und nicht etwa auch um Fra-
gen von immenser Tragweite für die NATO und die euro-atlantische Sicherheit. 
Immer wieder schaffen es bedeutende Teile der deutschen politischen Elite, 
den globalen Nachhall ihrer Erwägungen schlicht zu ignorieren.

„[…] Deutsche und 
Europäer müssen ihren 
Zusammenhalt und ihr 
strategisches Denken 
stärken, wenn sie nicht 
riskieren wollen, zum 
Anhängsel eines eura-
sischen Kontinents zu 
verkommen, der maß-
geblich von Russland 
und China geprägt 
wird.“42

Robert Zoellick
Financial Times,
29. Oktober 2019

Es sieht alles danach aus, als müsse sich Europa künftig stärker in einem 
Umfeld bewähren, in dem Wirtschaftsbeziehungen ein Instrument geopoli
tischen Wettstreits sind. Deutschland jedoch scheint nur widerwillig bereit, 
seine wirtschaftlichen Beziehungen durch eine geopolitische Brille zu sehen. 
Wirtschaftliches Wachstum und Exportförderung werden dabei meist separat 
von nicht-wirtschaftlichen außenpolitischen Zielen betrachtet und ihnen oft-
mals vorgezogen. Da Deutschland sich längst von „jener säuberlichen strategi-
schen Konstellation“43 verabschieden musste, „in der die wichtigsten Handels-
partner zugleich die wichtigsten strategischen Partner sind“44, schadet diese 
Praxis nicht nur Deutschland, sondern schwächt auch Europa. Deutschlands 
China-Politik wird in dieser Hinsicht ein wichtiger Testfall dafür sein, wie ernst 
es Deutschland mit dem europäischen Imperativ meint.

Deutsche Politiker verweisen regelmäßig darauf, dass die wichtigsten Zu-
kunftsthemen, darunter Klimawandel, Migration und technologischer Wett-
bewerb, nur mit einem starken Europa zu meistern sind. Dennoch zeigt sich 
Berlin oft widerwillig, seinen Ruf nach „mehr Europa“ mit den nötigen Res-
sourcen zu untermauern. Der europäische Imperativ verlangt ein Ende solch 
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„rhetorischer Akrobatik“45. Die europäische Klimapolitik ist hierfür ein Parade-
beispiel. Denn Klima- und Umweltschutz gelten zwar als zentrale Anliegen der 
deutschen Ratspräsidentschaft – wenn es aber darum geht, die für den „Euro-
pean Green Deal“ der EU-Kommission dringend benötigten Gelder bereitzu-
stellen, zaudert Berlin.

Dabei ist die europäische Klimapolitik nicht das einzige Feld, in dem nicht 
politische Ziele und die Frage, wie diese am besten zu erreichen sind, die De-
batte dominieren, sondern „Rechenschieberei“ und die Sorge um eine mög-
lichst faire Lastenteilung.46 Der europäische Imperativ verlangt eine Debatte, 
die konkrete europapolitische Ziele ins Zentrum der deutschen Debatte stellt 
– und für deren Erreichen dann auch ausreichend Ressourcen bereitstellt. 
Umfragedaten verdeutlichen, dass sich die Deutschen nicht nur eine aktivere 
deutsche Europapolitik wünschen ( siehe Abbildung 4), sondern dass sie für 
konkrete europäische Projekte auch zu Mehrausgaben bereit sind – darunter 
insbesondere in den Bereichen Klimaschutz und Innovation.47

Abbildung 4: Wie Deutsche die EU-Politik ihres Landes bewerten, 2020, Prozent

Daten: Heinrich Böll Stiftung/Das Progressive Zentrum. Darstellung: Münchner Sicherheitskonferenz
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22 73
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Europa ist nur dann in der Lage, für seine Werte und Interessen einzutreten, 
wenn es mit einheitlicher und deutlicher Stimme spricht. Das setzt ein Deutsch-
land voraus, das die Kerninteressen seiner Nachbarn im Blick hat und diese 
ernst nimmt. Eine europäische Außenpolitik à la carte darf nicht sein – das 
heißt in bestimmten Bereichen, wie der Migrationspolitik, nach gemeinsamen 
europäischen Lösungen rufen, während man andere Bereiche, wie anfangs 
im Falle Nord Stream 2, der europäischen Zuständigkeit zu entziehen versucht. 
Aber Berlin muss auch klarstellen, dass Europa nicht „weltpolitikfähig“49 wer-
den kann, wenn jede einzelne Regierung gemeinsames Handeln durch ihr 
Veto blockieren kann. Anders gesagt: Den europäischen Imperativ zum Leit-
motiv zu machen, darf Deutschland nicht als Aufruf verstehen, sich mit einem 
Europa des kleinsten gemeinsamen Nenners abzufinden. Stattdessen sollte 
es drei Maßnahmen ergreifen.

Erstens sollte Berlin, wie von zahlreichen deutschen Politikern angeregt, dafür 
werben, auch in der europäischen Außen- und Sicherheitspolitik mit qualifizier
ter Mehrheit zu entscheiden. Dafür sollte es, in einem ersten Schritt, freiwillig auf 
sein eigenes Vetorecht verzichten. Kritische Zungen mögen darauf verweisen, 
dass das Risiko, überstimmt zu werden, für Deutschland überschaubar ist. 
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Das Signal, das von einem solchen Schritt ausginge, ist trotzdem nicht zu 
unterschätzen.50 Zweitens sollte Deutschland ernsthaft darüber nachdenken, 
wie es die Kosten des Vetogebrauchs für andere EU-Mitglieder in die Höhe 
treiben kann. Der eigene Vetoverzicht trägt hierzu sicherlich bei, er reicht aber 
bei weitem nicht aus. Und drittens muss Deutschland in Fällen, wenn das 
Konsensgebot die EU zur Handlungsunfähigkeit verdammt, bereit sein, mit 
einer kritischen Masse gleichgesinnter europäischer Partner voranzuschreiten 
– auch gegen den Widerstand einzelner Staaten. In der Gemeinsamen Außen- 
und Sicherheitspolitik ist der Bedarf besonders dringlich: Deutschland darf sich 
nicht hinter fehlendem europäischem Konsens verstecken, sondern muss 
aktiv Partner suchen, die eine ambitionierte Agenda für Europa teilen. Die 
deutsch-französische Partnerschaft, die sich kürzlich im wirtschaftlichen Be-
reich bewährt hat, muss auch in außen- und sicherheitspolitischen Fragen 
wiederbelebt werden. Wenn Deutschland es mit dem europäischen Imperativ 
ernst meint, darf es nicht voranpreschen, ohne sich mit seinen europäischen 
Partnern abzustimmen und deren Bedürfnisse ernst zu nehmen. Es darf aber 
ebenso wenig zulassen, dass einzelne EU-Mitgliedstaaten Schritte verhindern, 
die dem Ziel dienen, Europas Handlungsfähigkeit in Zeiten radikalen globalen 
Wandelns zu stärken.

Um europäische Werte und Interessen zu schützen, muss Berlin die Bezie
hungen auch mit Partnern jenseits der EU pflegen. Nach dem Brexit ist es 
Deutschlands Aufgabe, dafür zu sorgen, dass die Beziehungen zwischen den 
Vereinigten Staaten und der EU so eng und belastbar wie möglich bleiben. 
Und gemeinsam mit Frankreich muss Deutschland Wege suchen, das Ver-
einigte Königreich so eng wie möglich einzubinden.

Deutschland kann und muss alles dafür tun, Europas außenpolitisches Profil 
zu schärfen. Langwierige Diskussionen über die Bedeutung von „strategischer 
Autonomie“ oder „europäischer Souveränität“ sind dabei nicht zielführend. 
Was wirklich drängt, sind konkrete Schritte zur Stärkung der europäischen 
Handlungsfähigkeit. Europas fehlender Einfluss auf den Verlauf von Konflik-
ten, die seine eigenen Interessen berühren – vor allem in Syrien und Libyen 
–, war in der jüngsten Vergangenheit schmerzhaft sichtbar. Die Europäer ver-
weisen gerne auf die USA und kritisieren deren Rückzug aus ihrer traditionel-
len Führungsrolle. Ihr eigenes Verhalten aber ist mindestens genauso stark von 
Ohnmacht und Selbstbezogenheit geprägt.51 „Westlessness“52, eine Welt, die 
weniger westlich ist, ist auch das Resultat europäischer Unfähigkeit, die eige-
nen Kerninteressen zu verteidigen.

„Ich sehe Europa und 
gerade mein Land in 
der Pflicht, mehr 
Handlungsfähigkeit 
und mehr Willen zum 
Handeln zu entwickeln. 
Denn wir Deutsche und 
Europäer blicken auf 
eine strategische Lage, 
die immer stärker von 
der Konkurrenz großer 
Mächte bestimmt 
wird.“53

Annegret Kramp-Karrenbauer
Münchner 
Sicherheitskonferenz,
15. Februar 2020

Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen hat eine „geopolitische Kom-
mission“54 versprochen, Josep Borrell argumentiert, dass Europe die „Sprache 
der Macht“55 neu erlernen muss. Die Mitgliedstaaten sind nun in der Pflicht, 
diese hoch gesteckten Ziele mit konkreter Bedeutung zu füllen.

Klar ist dabei: Die EU kann die Sprache der Macht nur lernen, wenn Deutsch-
land dies tut. Auch in Zeiten des Großmachtwettbewerbs lohnt es sich, das 
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europäische Modell multilateraler Kooperation zu verteidigen, das auf wechsel-
seitigen Vorteil bedacht ist, und regelbasierte Ordnungsmodelle zu stärken. In 
Zukunft muss dies aber aus einer Position der Stärke heraus geschehen, die 
Gegenseitigkeit zur Bedingung macht – wohlwissend, dass andere Akteure 
das europäische Weltbild nicht teilen. Sogar die Vereinigten Staaten – konfron-
tiert mit neuen starken Gegnern, die das demokratische Modell klar heraus-
fordern – müssen sich derzeit neu orientieren. Die EU, gegründet, um das 
„Jeder-gegen-Jeden“ zu überwinden, tut sich mit der neuen Ära des Groß-
machtwettbewerbs aber bedeutend schwerer.56 Die Europäer – und die Deut-
schen ganz besonders – verabscheuen zurecht die politischen Mittel, die hier 
traditionell zum Einsatz kommen. Europa wie auch Deutschland müssen je-
doch lernen, Angriffe auf ihre zentralen Werte und Interessen entschiedener 
und wirksamer zu beantworten. Denn welche Botschaft strahlt es aus, wenn 
wiederholte Attacken auf Parlamente oder Wahlen – immerhin die wichtigs-
te kritische Infrastruktur liberaler Demokratien – kaum Konsequenzen nach 
sich ziehen? Nur mit Deutschlands Hilfe kann Europa unmissverständlich klar-
machen, dass es sich von anderen Mächten nicht herumschubsen lässt – 
dass es über die Mittel für eine deutliche Antwort verfügt und nicht zögern wird, 
von diesen Gebrauch zu machen.

Deutschland ist nun Europas unverzichtbare Macht: 
Wir sollten uns schnell daran gewöhnen

Damit kein Missverständnis aufkommt: Ja, Deutschland muss eine Führungs-
rolle übernehmen, die den europäischen Imperativ zum Maßstab allen Han-
delns macht. Das heißt aber nicht, dass Berlin alleine führen soll. Das kann es 
nicht tun – und wird es nicht tun. Deutschland bleibt weiterhin auf seine euro-
päischen Partner angewiesen, ganz besonders auf Frankreich. Was Europa 
jetzt aber braucht, ist ein „europäisches Deutschland“, wie Thomas Mann es 
formulierte. Ein Deutschland, das seine Grenzen kennt, sich seines Einflusses 
in Europa aber ebenso deutlich bewusst ist. „Italiens Zukunft liegt in deut-
schen Händen“ – so drastisch formulierte es ein kürzlich erschienener Bei-
trag.57 Deutschen Politikern und der deutsche Gesellschaft aber scheint oft gar 
nicht klar zu sein, wie sehr Entscheidungen und Handeln Berlins das Schicksal 
der eigenen Nachbarn und Partner prägen.

Deutsche Führung, die den europäischen Imperativ zu ihrem Leitmotiv macht, 
antizipiert und berücksichtigt die Folgen deutschen Handelns und deutscher 
Entscheidungen für ganz Europa. Wichtiger noch: Sie misst alle Entscheidun
gen an dem Anspruch, sie mögen der Stärkung Europas dienen. Wenn Ber-
lin all seine Kraft in den Dienste Europas stellt, kann es zur „Enabling Power“ 
werden – von der „Möchte-nicht-so-gern-Macht“ zur „Möglich-Macher-Macht“ 
Europas. Wenn Deutschland dies gelingen sollte, dann würde es eben jene 
Führungsmacht werden, die seine Partner sich nicht erst seit gestern wün-
schen: eine moderne, visionäre und aufgeklärte europäische Macht.
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